Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/360 


Sachgebiet 111 


Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


über den Wahleinspruch des K. Anklam, Braunschweig, 
gegen die Gültigkeit der Wahl des zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 im Land Nieder- 
sachsen gewählten Abgeordneten Dr. Jahn (CDU) 

— Az. 27/69 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Schoettle 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 29. Januar 1970 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 




Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksadie VI/ 360 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 27/69 - des 
K. Anklam, Braunschweig, 

gegen die Gültigkeit der Wahl des zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 im Land Nieder- 
sachsen gewählten Abgeordneten Dr. Jahn (CDU) 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 7. November 1969 hat der 
Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl des zum 6. Deutschen Bundestag im 
Land Niedersachsen gewählten Abgeordneten 
Dr. Jahn (CDU) eingelegt. 

Der Abgeordnete Dr. Jahn wurde auf der Mit- 
gliederversammlung der Christlich Demokrati- 
schen Union, Kreisverband Braunschweig-Stadt, 
am 24. April 1969 als Direktkandidat für den 
Wahlkreis 45 (Braunschweig) gewählt. 

Als Direktkandidat obsiegte in diesem Wahlkreis 
der Kandidat der SPD. Dr. Jahn kam als Landes- 
listenbewerber - er stand auf Platz 8 der Landes- 
liste der CDU für Niedersachsen - in den 6. Deut- 
schen Bundestag. 

Zur Begründung trägt der Einspruchsführer vor: 
Die Nominierung des Dr. Jahn sei nur nach einer 
Änderung der Satzung und durch Nichteinhalten 
der Ladungsfrist zur Kandidatenwahl erreicht 
worden. In der Satzung sei die Gleichberechti- 
gung der Mitglieder gestrichen, die Frist zur 
Ladung für die Kandidatenwahl willkürlich von 
10 auf 5 Tage herabgesetzt worden. Außerdem 
sei der Wahltag in die Ferienzeit verlegt worden, 
weshalb von rund 600 Mitgliedern nur 98 hätten 
erscheinen können und dies, nachdem die voraus- 
gegangene Wahl bereits wegen eines Formfeh- 
lers für ungültig erklärt worden sei. Auch bei der 
ersten Wahl habe man keinem anderen Bewerber 
die Möglichkeit gegeben, sich mit einem eigenen 
Programm zu präsentieren. Auf diese Mängel sei 
von den Mitgliedern der Partei mehrfach hinge- 
wiesen worden, ohne daß der Vorstand darauf 
eingegangen sei. Ebenso sei die von ihm schrift- 
lich am 17. Juli 1969 vorgeschlagene partei- 
interne Erörterung ignoriert worden. 

Zu dem Vorbringen des Einspruchsführers hat 
der Kreisverband Braunschweig-Stadt der CDU 
unter Beifügung der Einladungen, der Nieder- 
schriften über die Mitgliederversammlungen und 
Kopie des Posteinlieferungsscheins Stellung ge- 
nommen. 


Aus den übersandten Unterlagen ergibt sich, daß 
auf der Mitgliederversammlung des Kreisverban- 
des Braunschweig-Stadt der CDU am 25. Novem- 
ber 1968 neben Dr. Jahn ein weiterer Kanoidat zur 
Wahl stand. Von den abgegebenen gültigen 133 
StimmenhatdanachDr. Jahn 108 Stimmen erhalten. 
Diese Wahl mußte wiederholt werden, da drei 
Mitglieder mitgewählt hatten, die aufgrund ihres 
Alters noch nicht wahlberechtigt waren. Die Ein- 
ladung zur Wiederholung der Wahl, die für den 
24. April 1969 einberufen wurde, wurde mit Datum 
vom 14. April 1969 zur Post gegeben. In dieser 
Mitgliederversammlung kandidierte nur noch 
Dr. Jahn für die Aufstellung als Direktkandidat 
für die CDU. 

Aus den Niederschriften über beide Mitglieder- 
versammlungen, die vom Versammlungsleiter 
und Schriftführer unterschrieben sind, ist zu ent- 
nehmen, daß auf keiner der Versammlungen Ein- 
wendungen gegen die Wahl des Dr. Jahn er- 
hoben wurden. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. la Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden. Er ist jedoch aus den nachfolgenden Grün- 
den offensichtlich unbegründet. 

Die Aufstellung von Parteibewerbern wird in § 22 
des Bundeswahlgesetzes (BWG) geregelt. Aus § 22 
Abs. 4 BWG, der festlegt, daß der Landesvorstand 
oder eine andere in der Parteisatzung hierfür vor- 
gesehene Stelle gegen den Beschluß einer Mit- 
glieder- oder Vertreterversammlung Einspruch er- 
heben kann und daß auf einen solchen Einspruch die 
Abstimmung zu wiederholen ist, deren Ergebnis 
dann endgültig ist, muß geschlossen werden, daß 
eine Nachprüfung der Aufstellung von Partei- 
bewerbern primär Aufgabe der zuständigen Partei- 
gremien ist. Nur wenn sich aus den einzureichenden 
Unterlagen ergibt, daß der Kreiswahlvorschlag man- 
gelhaft ist, hat der Kreiswahlleiter den Vertrauens- 
mann zu benachritigen und ihn auf vorhandene 
Mängel aufmerksam zu machen (s. § 26 Abs. 1 
BWG). 

Der Einspruchsführer hätte deshalb versuchen müs- 
sen, eventuelle Verstöße gegen parteiinterne Sat- 
zungen beim Landesvorstand oder den nach der 
Satzung zuständigen Gremien geltend zu machen. 
Da der dem Kreiswahlleiter vorgelegte Kreiswahl- 
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Vorschlag der CDU für den Wahlkreis 45 (Braun- 
schweig) keinen Grund zur Beanstandung gegeben 
hat, besteht im Rahmen der Wahlprüfung insoweit 
keine Möglichkeit, parteiinterne Vorgänge hinsicht- 
lich der Aufstellung der Kandidaten nachzuprüfen. 

Abgesehen davon, daß die Behauptungen des Ein- 
spruchsführers zu den parteiinternen Vorgängen bei 
der Aufstellung des Direktkandidaten im Wider- | 
spruch zu den vom Kreisverband Braunschweig- I 
Stadt der CDU übermittelten Unterlagen stehen, j 
wurde der Abgeordnete Dr. Jahn auch nicht auf- 
grund dieser Nominierung seitens des Kreisver- 
bandes Braunschweig-Stadt der CDU, sondern über 
die Landesliste in den 6. Deutschen Bundestag ge- 
wählt. Die Aufstellung der Landesliste wurde vom 
Einspruchsführer jedoch nicht gerügt. 


Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. la 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — * — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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